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Samstag, 6. Februar 2021

Stadt undKanton Zürich

Viele wollen 16-Jährige abstimmen lassen
DieMehrheit der befragten Limmattaler Politiker willMinderjährigen das Stimm- undWahlrecht verleihen – aber es gibt auch kritische Stimmen.

Virginia Kamm

Diese Woche hat die Schweiz mit der
Zustimmung der Ständeratskommis-
sion einen historischen Schritt Rich-
tung Stimmrechtsalter 16 gemacht.
Auch imKantonZürich laufenentspre-
chende Bestrebungen, die auf einen
Vorstoss ausUrdorf zurückgehen.«Ich
bin zuversichtlich, dass die Zeit fürs
Stimmrechtsalter 16 jetzt reif ist», sag-
te GLP-Kantonsrätin Sonja Gehrig im
Herbst 2020, nachdem die Mehrheit
der Kommission im Zürcher Kantons-
rat ihreparlamentarische Initiativebe-
fürwortete. «Jugendlichemit 16und17
Jahren sollen ein aktives Mitsprache-
recht bei Abstimmungen und Wahlen
erhalten, damit sie auch über ihre Zu-
kunftmitentscheiden können.»

Gehrig ist optimistisch, dass ihrAn-
liegen durchkommt, wenn der Kan-
tonsrat voraussichtlichnochdieses Jahr
darüber abstimmt. Denn in der Kom-
mission setzt sichdieMitte-links-Mehr-
heit durchund imKantonsrat verfügen
SP, GLP, Grüne, EVP und AL über
93 von 180 Stimmen. Zudem sprach
sichderRegierungsrat imMai 2020 für
das Anliegen aus, und bereits imMärz
2019 unterstützte der Kantonsrat
Gehrigs ein Jahr zuvor eingereichten
Vorstoss vorläufig.

Die 50-Jährige ist derAnsicht, dass
eine Senkung des Stimmrechtsalters
nicht nur die politischen Rechte der
Jugendlichen, sondern auch die
SchweizerDemokratie insgesamt stär-
ken würde. «Viele Jugendliche möch-
ten mehr Verantwortung für ihre Zu-
kunftübernehmen»,sagtsie.«Schliess-
lich sind sie auch am längsten von den
Volksentscheiden betroffen.» Zudem
seien es auch die Jungparteien gewe-
sen, die das Thema überhaupt erst öf-
fentlich aufgebracht haben.

Politisches Interesse
wichtigeralsAlter
In der Region löst das Mitbestim-
mungsrecht fürMinderjährige viel Zu-
stimmung aus. «Ich finde, dass eine
Senkung des Stimmrechtsalters unser
Milizsystemstärkenwürde», sagt etwa
der Schlieremer Kantonsrat Manuel
Kampus (Grüne).Lautdem36-Jährigen
ist das InteresseanpolitischenThemen
bei derMeinungsbildungwichtiger als
das Alter. Er fügt hinzu: «Ich kannmir
auch vorstellen, dass interessierte
Jugendliche ihrewahlfaulenElternmo-
tivieren könnten, sich zu beteiligen.»

DieDietikerGemeinderätinNadine
Burtscher (EVP), die schonseit ihrer Ju-
gend politisch aktiv ist, ist sich sicher:
«16- bis 18-Jährige sind ganz klar dazu
befähigt, sich mit wichtigen Themen
auseinanderzusetzen, sich eine Mei-
nungzubildenundsichaktiv indieZu-
kunftsgestaltung einzubringen.» Die
26-Jährige ist derMeinung, dass junge
und kreative Wähler einen guten Aus-
gleich zu den älteren und erfahrenen
darstellen würden. «Langfristig gese-
hen könnte die Wahlbeteiligung bei
einerAnnahmesteigen, dadie Jugend-
lichen inder Schule Staatskundeunter-
richtund imbestenFall einpolitisch in-
teressiertes Elternhaus haben.»

Die Aescher CVP-Kantonsrätin Ja-
nine Vannaz möchte den Jungen, die
gernemitentscheidenwollen, nicht im
Wegstehen.Dieheutigen Jugendlichen
scheinen ihr reifer und informierter zu
sein als früher. «Ihnen wird, wenn ich
zumBeispiel andieBerufswahl denke,
schon einiges abverlangt», sagt die
51-Jährige.«BeimThemaStimmrechts-
alter 16 scheint bei einigenBürgernein
unterschwelliges Unbehagen vorhan-
den zu sein. Aber vor was genau?»

«Mit dem steigenden Lebensalter ist
das Durchschnittsalter der Wählerin-
nen und Wähler konstant gestiegen.
Das bringt ein gewisses Ungleichge-
wicht mit sich», sagt der Birmensdor-
fer SamuelWenk,Co-Präsident der SP
Limmattal. Der 22-Jährige geht sogar
noch einen Schritt weiter undwünscht
sich, dassPersonenzwischen16und18
Jahren auch schon eidgenössische
Initiativen und Referenden unter-
schreiben dürfen sollen. Er ergänzt:
«Wenn ich zurückdenke,wiewir inder
SchulepolitischeThemendiskutierten,
dann war das oft fundierter, als ich es
heutemit vielenErwachsenenerlebe.»

Für Rixhil Agusi (SP), Schlieremer
Gemeinderätin, ist klar: «Es wird
höchste Zeit für ein Demokratie-
update.» Die ganze Klimadebatte zei-
ge,wie viele Junge sich schon frühpoli-
tischengagieren.«Heutzutageerhalten
die Jungen über soziale Medien viel
mehr Informationen als die ältere Ge-
neration.»Die34-Jährigewünscht sich
vor allem mehr junge Mütter in der
Politik. Sie findet es schade, dass sich
Jugendliche unter 18 Jahren auch bei
einer Annahme des Vorstosses nicht
selbst in einemAmt politisch engagie-
ren dürfen. Sie würden nur das aktive
Wahlrecht erhalten, dürftenaber keine
politischenÄmter bekleiden.

Jugendparlament soll den
JungeneineStimmegeben
Die Zustimmung macht nicht entlang
derParteilinien imKantonsrathalt:Mit
demUrdorferOlivierBuchs spricht sich
aucheinFDP-Gemeinderat fürdieSen-
kung des Stimmrechtsalters aus: «Es
gibt ja auchkeineBeschränkung imAl-
ter», argumentiert er. «Ist ein 90-Jäh-
riger mehr oder weniger in der Lage,
sich eine politischeMeinung zu bilden
als ein 17-Jähriger?» Obwohl der
48-Jährige auch 16-Jährige abstimmen
lassenwill, glaubt er nicht, dass die In-
itiative angenommen wird – weder im
Kantonsrat noch in einer Volksabstim-
mung. «Sie ist zu umstritten und ich
denke, hier wird die vorsichtige, kon-
servativeHaltung obsiegen.»

Vor allembei der SVPundderFDP,die
sich imKantonsrat gegen die Senkung
des Stimmrechtsalters gestellt haben,
gibt es auch im Limmattal kritische
Stimmen: «Unter 18-Jährigen fehlt es
mit Sicherheit anLebenserfahrung,die
bei der politischen Entscheidungsfin-
dung eine wesentliche Rolle spielt»,
sagt derDietiker Stadtpräsident Roger
Bachmann (SVP). Ihm sei wichtig,
mehrheitsfähige und realisierbare Lö-
sungen für Probleme zu finden. «Ent-
scheidungen sollten in der Realpolitik
möglichst auf Fakten und nicht auf
trendigem oder coolem Mainstream
beruhen», sagt der 50-Jährige.

Umdaspolitische Interesseunddie
entsprechenden Kompetenzen der
Jugendlichen zu fördern, soll Staats-
kundeundPolitik indenSchulenmehr
Gewicht erhalten, findet Bachmann.
«Minderjährige sollenauf jedenFall die
Möglichkeit haben, sich in politische
Diskussionen einzubringen», sagt er.
«Dietikon versucht dies zum Beispiel
mitdemJugendparlament, einerSache,
die ich zu 100Prozent unterstützeund
bei der ichwenn immermöglich selber
dabei bin.» Diesen Weg findet er ziel-
führender, als 16-Jährigen gleich alle
Abstimmungsrechte zu gewähren.

Auch der 24-jährige Oberengstrin-
gerGemeinderat Andreas Leupi (SVP)
ist gegen das Stimmrechtsalter 16. Er
sagt: «Für mich ist nicht ersichtlich,
weshalbmankeinenHandyvertragab-
schliessen kann, jedoch bei Vorlagen
vonnationalerTragweite plötzlichent-
scheidungsfähig sein soll.»DieVerein-
heitlichung der Rechte und Pflichten
aufzubrechen, erachteernicht als sinn-
voll.Vor allem,wennmandiefinanziel-
lenKonsequenzenderEntscheidenicht
einmal selbst tragenmüsse.

Radikaleundextreme
Positionenbefürchtet
«Ichnehmedie Jugendlichen indiesem
Altermehrheitlichwenigpolitisch inte-
ressiert wahr», sagt die Oetwiler Ge-
meindepräsidentin Rahel von Planta
(FDP). Die Minderheit der 16- bis
18-Jährigen, die vom Recht Gebrauch

machenwürden, könnteneherextreme
und radikale Positionen vertreten,
befürchtet die 48-Jährige. «In diesem
Alter möchte man noch die Welt auf
den Kopf stellen.» Zudem glaubt
sie, dass nach der Senkung proportio-
nalwenigerPersonenabstimmenwür-
den und deshalb die oft bereits tiefen
Wahlbeteiligungennochweiter sinken
würden.

Seit 2007 ist derKantonGlarusder
einzige, in dem Jugendliche schonmit
16 Jahren abstimmen undwählen dür-
fen. Auch in der Reformierten Kirche
des Kantons Zürich, in Österreich, der
Mehrheit derdeutschenBundesländer,
Schottland undMalta liegt das Stimm-
rechtsalter bei 16 Jahren.

RadikalerTeilderKlimabewegung
könntegeschadethaben
Obdies auch schonbald imKantonZü-
richRealität ist,wird sich zeigen.«Mei-
neEinschätzung ist, dass dasGeschäft
mitdenaktuellenMehrheitsverhältnis-
sen imKantonsrat angenommenwird,
dannaber anderUrne scheiternwird»,
sagt Andreas Leupi. Stadtpräsident
Bachmann ist sich sicher, dass gerade
der radikalereTeil derKlimabewegung,
der etwa im vergangenen Herbst den
Bundesplatz illegal besetzte, dem An-
liegenmehrgeschadetals genützthabe.
«Radau und Krawall haben keinen
Platzundwerdenvonder Stimmbevöl-
kerung nicht akzeptiert», sagt er.

Kantonsrat Kampus ist anderer
Meinung: «Sie wurde mit 77 Stimmen
vorläufig im Kantonsrat unterstützt,
deshalb könnte es sehr knapp werden.
Bei einer Volksabstimmung glaube ich
an ein Ja», sagt er. Auch Sonja Gehrig
ist optimistisch: «Ich bin überzeugt,
dass auch das Zürcher Stimmvolk das
Stimmrechtsalter 16 als Chance sieht,
wird doch immer wieder gefordert,
dass Jugendlichemehr Verantwortung
übernehmensollen.»Sie ziehtdenVer-
gleich zumFrauenstimmrecht, dasdie-
senSonntag inder Schweizdas 50-Jah-
re-Jubiläum feiert: «Bis 1971 dachten
vieleMänner auch, Frauen seien nicht
in der Lage abzustimmen.»

Ob die Klimajugend mit Aktionen wie der Besetzung des Bundesplatzes die Chancen für ein Stimmrechtsalter 16 verbessert
oder verschlechtert, sehen Politiker aus der Region unterschiedlich. Bild: Keystone (Bern, 22. September 2020)
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«Ichbinüberzeugt, dass
auchdasZürcherStimm-
volkdasStimmrechtsalter
16alsChance sieht,wird
doch immerwiedergefor-
dert, dass Jugendliche
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